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Rechtskraft des Urtheils iin Adminiſtrativ-Proceſſe. 
Bon Or. Eruſt Baron Exterde. 
(Schluß.) 


In den vorſtehenden Fallen war es ſtets die Staatsbehörde, 
welche urtheilte. Nehmen wir jetzt ein Beiſpiel, wo eine autonome 
Behörde als entſchetdende fungirt. 

Ein Dienſtbote klagt einen Dienſtherrn, daß ihn derſelbe, ob⸗ 
wahl er ihn gedungen und ihm ſelbſt das Darangeld gegeben habe, 
nicht aufnehmen wolle. Der Dienſtherr wendet ein, daß der Dienſt⸗ 
bote zur Verrichtung des Dienſtes, für welchen er gedungen wurde, 
völlig unbrauchbar fel. Die Gemeinde erkennt auf Grund von Aus⸗ 
ingen Sachverſtändiger daß die Einrede des Dienſtherrn als ungegründet 
ſich darſtelle, daß derſelbe vtelmehr zu den fraglichen Arbeiten die ge⸗ 
nügende Eignung beſitze, und verurkheilt zum Schluſfe den Dienſt⸗ 
herrn zum Verluſt der Darangabe und zur Leiſtung von Lohn und 
Koſt für die Daner eines Monats. Dieſes Urtheil erwächzt in Rechts⸗ 
kraft dadurch, daß der Verurtheilte dem Erkenntniſſe Folge leiſtet, 
indem er ſich mit dem Dienſtboten durch Zahlung eines Geldbetrages 
wegen einmonatlicher Vergütung von Koſt und Lohn abfindet. Einige 
Tage darauf bringt der Dienftherr in Erfahrung, daß der Dienftönte 
in quaestione zur Zeit des begehrten Dienſteinkrittes und der ange⸗ 
ſtrengten Klage bereits mit einer Ekel erregenden Krankheit behaftet geweſen 
jet, und ſich dieſe Krankheit durch eigenes Verſchulden zugezogen habe. 
Unter Hinweis darauf tritt der Dienſtherr jetzt ſemerfeis bei der 
Gemeinde gegen den Dienſtboten klagend auf, trägt vor, daß er ſatt⸗ 
ſam befugt geweſen, den gedungenen Dienftboten nicht aufzunehmen. 
und verlangt Reſtiiution der Darangabe, nicht minder der gezahlten 
Koſt und des entrichteten Lohnes. In dieſem Falle kann der Dienſt⸗ 
bote mit Recht den klagenden Dienſtherrn durch die Einrede, daß 
dieſelbe Sache unter denſelben Parteien bei derſelben Behörde ſchon 


entſchieden ſei, und daß gelegentlich des erſten Streites alle Einwen⸗ 
dungen, welche gegen daß Begehren auf Juhaltung des Dienſtver⸗ 
trages ſprachen, hätten auf einmal vorgebracht werden müſſen, zurück⸗ 
ſchlagen. 

Es würde leicht fein annoch Adminiſtrattwproceſſe über Fragen 
bed Bergrechtg, der Finanzlegislatſon, des Poſtrechtg, der Zwangzzent⸗ 
eignung u. f. w. hinzuzufügen, allein die vorgeführten Fälle zeigen, 
daß das Princip hinſichtlich der Wirkung der Rechtokraft der Urtheile 
im abminiſtratip⸗proceſſuglen Leben täglich zum Durchbruch kommt. 

Der Theorie nach iſt jetzt weiters hervorzuheben, daß ſowohl 
im Adminiſtratipproceſſe, als wie im Civilproceſſe, ſich die Wirk⸗ 
ſamkeit eines redhtöfcäftigen Urtheils regelmäßig nur auf die ftreitenben 
Theile, bezüglich welcher etz ergangen ift, erſtreckt, und daß der Satz 
„tertio nec prodest, nec nocet ebenfalls gilt. Indeſſen find ſelbſt⸗ 
redend die Erben einer Partei gehalten, dag wieder dieſe ergangene 
Urtheil gegen ſich gelten zu laſſen, denn hereditas est successio 
in universum jus quod defunetus habuft, und quod ipsis, qui 
contraxerunt, obstat et successoribus eorum obstabit, L. 143 P. 
de reg. juris. (50, 17). Ferner wenn ein Dritter der zunächſt Be⸗ 
theiligſe geweſen wäre, er aber wiſſentlich die Führung des Admini⸗ 
ſtrativprocefſes einem enkfernteren Intereſfenten überlaſſen hat, fo 
muß das Urtheil auch gegen ihn ſich wirfſam erzeigen, z. B. eine 
Gemeinde klagt gegen eine Eiſenbahngeſellſchaft, daß fie einen im 
allgemeinen Intereſſe nöthigen Uſerſchutzbau herſtele. Die Geſell⸗ 
ſchaft, welche mit dem Bau der Bahn eine beſondere Baaunterneh⸗ 
mung betraut hat, überläßt auch dieſer den Adminiſtrattvſtreit. Die 
Bauunternehmung wird fachfällig. — da gilt das erfloffene Erkennk⸗ 
niß auch gegen die Geſellſchaft; denn seientibus scientia, quae inter 
alios data est, obest, quum quis de ea re, cujus actio vel de- 
fensio primum sibi competit, sequenti agere patintur. L. 63. 
Dig. de re judicata (42, 1). 

Endlich bedarf ez der Erwähnung, daß ein gegen Mllintereſſenten 
geſchöpftes Adminiſtrativurtheil den anderen Mitintereſſenten entgegen⸗ 
gehalten werden kann. So wurde wegen Conſtruction eines neuen 
Öffentlichen Weges das Expropriationsverfahren eingeleitet. Einer der⸗ 
jenigen, durch deſſen Grundstücke der Weg gehen follte, beſtritt die 
Nothwendigkett und Zweckmäßigkeit des neuen Weges und widerfetzte 
ſich der Exproprfalion. Es wurde entſchieden, daß der neue Weg 
zweckmäßig und nothwendig ſei. Mit dieſem Urtheile traten die Baus 
pflichtigen auch denjenigen anderen ebenmäßig der Aulage det Weges 
ſich widerſetzenden Grundbeſitzern, welche an der Trace des neuen 
Weges lagen, ſiegreich gegenüber, quia divisionem haec res non 
recipit. 

Daß em Adminiſtratipurtheil, wenn ſich im Laufe der Zeit 
hergusſtellt, daß fein Inhalt beziehungsweiſe feine Durchführung mit 
dem üffentlichen Intereffe abſolut unvereinbar iſt, von Amtswegen 
oder über Antrag einer Partei behoben werden darf, berührt die Lehre 
von der Rechtskraft des Adminiſtrativurtheils nicht. 

Auch muß man ſich hüten dies, daß ein rechtskräftiges Admi⸗ 
niſtrativurtheill wegen Nnllität (Formel: null und nichtig) aufgehoben 


werden mag*), mit der Theorte über Rechtskraft in Verbindung 
zu bringen. 5 

Anderſeits aber beſteht im Admiiniſtrativproceſſe die Singulari⸗ 
tät, daß rechtskräftige, richtig und correct geſchöpfte Urkheiſe, welchen ein 
richtiges und corkectes Verfahren vorangegangen, zu Fall kommen 
können. Allerdings beruht ſolche Singularität auf poſitiven Vor⸗ 
ſchriften. 

Wenn nämlich ein Indkolduum in einem zwiſchen mehreren 
Gemeinden beſtehenden Heimatsrechtöſtreſte auf Grund eines zu den. 
Acten gelieferten Helmatſcheines in einer dieſer Gemeinden als hei⸗ 
matberechtigt erklärt wurde und die verurtheilte Gemeinde dem 
rechtskräftigen Urtheil den Beweis entgegenſtellt, daß der Juhaber be 
Heimalſcheins zur Zeit der Ausſtellung desſelben das Heimatrecht in 
einer anderen Gemeinde beſaß ($ 35 des Geſetzes vom 3. December 
1863, betreffend die Regelung der Heimatverhältniſſeh, ſo muß vor 
dieſem mächtigen Beweife die ſonſt mächtige Einrede der entfchtebenen 
Sache weichen, und der Satz ex sententia fit jus greift nicht durch. 
Die Gefetzgebung will, daß in Statusrechte die materielle Wahrheit 
herrſchen und Ns vor dent ſogenannten formellen Rechte nicht. 
beugen ſoll “), 

Es erübrigt noch die Erwähnung, daß nur der dispoſiklve Theil 
des Erkenntniſſes rechtskräftig werden kann, und daß die entſchei⸗ 
denden Motive nicht für dieſelben Parteien unabänderlich werden 
können. Um deswillen braucht gegen ein Urtheil, deſſen Ausſpruch 
günſtig, aber nur unrichtig begründet iſt, keln Rechtsmittel ergriffen 
zu werden. Quid mihi causa, sententia si fuvorabilis! fagten bie 
alten Praktiker. Von welcher praktiſchen Wichtigkeit aber und Ber 
deutung für die Subſtanzilrung des Einwandes der entjchtebenen 
Sache die Entſcheidungsgründe find, haben wir oben im fünften 
Falle gefehen, 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die auf einer Nealität haftende Laſt zur Erhaltung Sud, Juunda⸗ 
kionsobjeetes bildet gleichfalls einen Titel der Verpflichtung zur 
Concurrenzſeiſtung für Bauten zur Abwehr der Gewäſſer. 


Im Grundbuche tft auf das Gut O. W. die Verpflichtung zur 
fortwährenden Erhaltung und Herſtellung des Unterbaues der 
W. eer Murbrücke ntabulict. Die Erhaltung und Herſtellung des 
Oberbaues dieſer Brücke hat als Nachfolger des Straßenärars feit 
dem Jahre 1865 die Bezirksvertretung von W. zu tragen. Im Jahre 
1870 zeigte ſich die Nothwendigkelt der Reparatur der oberhalb 
der W.. er Murbrücke am linken Murufet liegenden Ku. . und 
Ko . . chen Wehre; bei der bezüglichen Concurrenzverhandlung 
wurde der Antrag geſtellt, daß die bezüglichen Reporaturgkoſten, mit 
2336 fl. präliminirt, fo vertheilt werden, daß der Waſſerbaufond zwei 
Drittel der Koſten und das letzte Drittel die Abjacenten zu übers 
nehmen haben. Von dleſem Drittel entfiel auf die Gutsiuhabung 
O. W. bezüglich ihrer Verpflichtung zur Erhaltung des Unterbaues 
der W. . er Murbrücke (nach Maßgabe des auf 4200 fl. geſchäßzten 
Werthes dieſes Unterbaued) eine Beikragsleiſtung von 150 fl., welche 
aber der Beſiger de Gutes O. W. verweigerte, während die Gemeinde 
W. und die Bezirksverkretung ihren Beitrag zuſicherten. 

Die Bezirkghauptmaunſchaft in L. erklärte die Gutsinhabung 
von O. W. als verpflichtet zur Leiſtung des Coucurtenzbeitrages per 


Ein Abiniaiftrativurtbeit ist wichtig, an fich ungiltig, mullum wegen Site 

competeng der obmintftrativen Behörde; wenn der Adminiſtratlwbegmfe ein eigenes 
Juleleſſe Dei der Sache halte oder leſtochen war; wenn ein Manipulatzonsbeamter 
ober ein ſolcher, der die Prüfung für die pofililche Geſtion noch nicht abgelegt hat, 
allein (ohne aularitatis inlerpositia des berufenen Beamten) unkhellt (Perſon des 
Beamten); wenn die Parteien handelten, ſich aber nicht ſelbſt vertreten konnlen 
(Perfon der ſtrelleuden Theile) wenn wesentliche Sornıen beim Verfahren unbeachtel 
geblieben find: und weng gegen ein in derſelben Sache bereits ergangenen rechtskräftiges 
Urtheilz endlich auf etwas Inniögfiches erkaunl wurde. 
‚Hier liegt eine unverkennbare Aehnlichkeit mit der e. eoulra sen- 
lentiam ex eapfte nosoruın vor, jedoth fiudel ſich bel der civifprofinaleu Reſtitution 
die Beftinmmng, daß der Japlerant zur Anbringung bei Reſeiſſionsgeſucheg ob 
noviter reperta an eine beſtinunte Felſt gebunden il, während der Adminiſtraltv⸗ 
wech im behandelten Falle eine Berſährung fe die Anbringung der neuen Klage 
nicht kennt 
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150 fl., weil die W. er Murbrücke, deren Unterbau das Gut 
O. W. zu erhalten hat, daher theilweiſe ein zu Demielben gehöriges Object 
fei, im Inundattonsgebtete des fraglichen Waſſerbaues liege. Es 
obliege daher dem jedesmaligen Eigenthünter gemäß Waſſerbau⸗Nor⸗ 
male vom Jahre 1830 im Falle einer Reparatur der dortigen Ufer⸗ 
ſchutzwerke den geſetzlichen Adjacentenbeitrag zu leiſten. 

Gegen dieſe Entſcheidung recweriete uun der Befitzer des Gutes 
DO. W. an die Statthaltexei und bemerkte: Die auf dem Gute laſtende 
Verpflichtung bleibe immer uur eine Verpflichtung und begründe keinen, 
Eigenthumgauſpruch auf die Brücke oder deren Unterbau; dieſe Ver⸗ 
pflichtung erſcheine nicht im Beſitzſtande des Gutes, ſondern im Laſten⸗ 
ſtande. Die dadurch gegen das Gut begründete Serpitnt dürfe nach 
5 484 a. b. G. B. nicht erweitert werden, ſondern muſſe, ſoweit es 
deren Natur und den Zweck der Beſtellung geſtattet, beſchränkt werden. 
Da fonach der Unterlau der Brücke kein Theil des Gules O. W. iſt, 
jo könne diefes auch nicht in die Concurreuz einbezogen werden. Das 
Waſſerbau⸗Normale ſei hier nicht anwendbar, da es nur Realttätenbe⸗ 
fiber als beitragspflichtige Anraluer erkläre; der Coucurrenzmaßſtab 
richte ſich nach dem Capitalswerkhe der Realitäten, der Unterbau der 
Brücke aber repräſentire kein Capital, er ſei auch kein Eigenthum 
ber Gutsinhabung. 

Die Statthalterei entſchied dahin, daß der dem Gute O. W. 

auferlegte Betrag von 150 fl. der Bezirksconcurrenz zur Laſt zu 
fallen habe, daher dieſe außer dem bereits übernommenen Betrag per 
112 fl. auch noch den Beitrag von 150 fl. zum fraglichen Waſſer⸗ 
bau zu zahlen babe; deun es koune die im Inundationsgebiete des 
Waſſerbaues liegende W. . er Murbrücke, als Staßenobjeet in Be⸗ 
tracht gezogen, nur als ein untrennbares Ganzes, als ein Eitheits⸗ 
object veranſchlagt werden und es gehe nicht an, dieſelbe in zwei 
Bauwerke aufzulbſen, je nachdem auf den Ober⸗ oder Unterbau re⸗ 
flectirt wird. Als folch' ein einheitliches Bauobject werde die Brücke 
egenwärtig durch die Bezirkscöncurtenz in W. als die Rechtsnach⸗ 
nett des ärariſchen Straßeufondes repräſentirt, daher auch nur 
dieſe Concurrenz in linen politica die bei dieſem Waſſerbau conſta⸗ 
tirten Intereſſen dieſer Brücke im Sinne bed Waſſerbau⸗Normaleg von 
Jahre 1830 zu repräſeutiren und zu vertreten habe. Die Erhaltungs⸗ 
pflicht des Gutes O. W. beruhe auf einem privatrechtlichen Titel, 
könne daher politiſcherſens bei Ausmittlung der Intereſſenten⸗Belträge 
ber fraglichem Waſſerbaue nicht veranſchlagk werden. Dagegen fei der 
Bezirksconcurrenz von W. überlaſſen, falls ein Vergleich nicht zu 
Staube kommt, die Frage, ob und in welchem Ausmaße das Gut 
O. W. privatrechtlich verpflichtet iſt, einen Theil des ausgemittelten 
Beitrages für die Brücke au die Bezirksconcurreuz zu erſeten, im 
ordentlichen Civilrechtswege anszutragen. 

In dem an das Miniſterkum ergriffenen Reeurſe ſprach der Bes 
zirkgausſchuß von W. feine Meinung dahin aus, daß vermoge der ge⸗ 
theilten Verpflichtung zur Erhaltung der Brücke auch daß Gut O. W. 
zur Concurtenz bei dieſem Waſſerbau, welcher gerade für den Un⸗ 
lerbau der Brücke von Nutzen fet, verpflichtet erſcheine. Die von der 
Statthalterei aufgeftellte Fietion fet unhaltbar; aus ihr würde folgen, 
daß gar Niemand als der Bezirk in die Concurrenz einbezogen werden 
koune, und daß auch von den Adjacenten keine Beitragsleiſtung ge⸗ 
fordert werben dürfe. Auch bei dieſen liege ja der Titel ihrer Con⸗ 
currenzpflicht in der ihnen drohenden Gefahr der Beſchädigung; eben 
dieſer Titel ſtehe unzweifelhaft dem zur Erhaltung des Brückenunterbaues 
Verpflichteten gegenüber. Das Theilungsverhältniß bezüglich der Brücken⸗ 
baupflicht fei kein latentes fonderu durch die bücherliche Sicherſtellung 
für Jedermann erkennbar; feine Ignortrung laſſe ſich nicht rechtfer⸗ 
tigen. Die Verweiſung auf den Rechtsweg. behufs Erlangung des 
Rückerſaßes fer rein illuſorſſch; denn die Verpflichtung des Gutes 
laute nur auf Herſtelſung und Erhaltung des Unterbaues, kein Richter 
könne dieſe Verpflichtung über die Grenze ihres Rechtskitels ausdeh⸗ 
ten, und müßte eine Klage auf Erfatz der Wehrbaukoſten daher un⸗ 
bedingt abgewieſen werden. In Folge der Statthalteret⸗Entſcheidung 
werde ein beim Wehrban zweifellos Infereſſirter freigelaſſen und 
feine Taugente dem ohnehin überbürdeten Bezirke anfgelaſtet. Re⸗ 
current verlangte demnach die Aufrechthaltung der bezirkshauptmanu⸗ 
ſchaftlichen Euſcheidung. 

Das Miniſteriunt des Junern hak mit ſeiner Eniſcheidung voin 
16. Mai 1871, Zahl 5569 dieſem Recurfe Folge gegeben und in 
Erwägung, daß der zur Erhaltung des Unterbaues der W. er 
Murbrücke Verpflichtete gleich der Concurrenz, welcher die Herhaltung 


des Dberbaned obliegt von jenem Waſſerbaue Vortbefl zieht, unter 
Behebung der Statthalterei⸗Entſcheidung ausgeſprochen, daß die Guts⸗ 
inhabung von O. W. zu den genannten Bauten nach den Beſtim⸗ 
mungen der Entſcheidunng des Bezirksßauptmannes von L. beizutragen 
habe. M. 


Marktgebühren können nur am Marktplatze und nicht auch an den 
Eingängen zum Marktorte erhoben werden, 


Gemäß 5 24 der Marktordnung von P. welche im Jahre 1866 
von der Statthalterei beſtätiget wurde, hat Jedermann, der an Markt⸗ 
tagen Gegenſtände des Marktes auf den öffentlichen Verkaufsplätzen 
feilbietet, gewifſe Merktgebühren für die Gemeinde zu entrichten. 
Desgleichen ſoll nach 6 25 die Einhebung der Marktgebühren nach 
dem Tarife an Wochenmarkten und dem kleinen Markte durch Ein⸗ 
ſammeln ſeitens der Marklpolizeiorgaue an Ort und Stelle 
erfolgen. 

i Unterm 27. Februar 1869 führlen mehrere Domainenverwal⸗ 
tungen darüber Beſchwerde, daß die Gemeinde die Marktſtandgebühr 
nicht an Ort und Stelle, ſondern an den Eingaͤngen der Stadt ein: 
hebe, und zwar von allen Waaren ohne Unterſchted, ob ſie wirklich 
zu Markte geführt werden oder nicht; ferner, daß jene Parteien, 
welche die ihnen ungebührlich abgenommene Marktgebühr reclamiren 
wollen, unter vielen Plackerelen erſt den Gegenbeweſs liefern müſſen, 
daß die eingeführte Waare nicht zum Verkauf am Markt ges 
bracht wurde. 

„Die Bezirkshauptmannſchaft geftattete die Einhebung der Markt⸗ 
gebühren an den Stadteingängen, indem ſie von der wörtlichen 
Durchführung des $ 25 der Marktordnung Umgang nahm. 

Die Statthalteren hob die bezirkshauptmannſchaftliche Verfügung 
auf, und ordnete an, daß die Gemeinde gemäß 9 25 der Marktord⸗ 
nung die Marktgebühr nur an Ort und Stelle einzuheben hat, iuſo⸗ 
lange ſie eine Abänderung dieſes Paragraphen der Marktordnung 
nicht erwirkt habe. 

Auf dleſes hin ſuchte die Gemeinde um Genehmigung der 
Abänderung dez $ 25 der Marktordnung in der Melle an, daß fie 
die Marktftandsgebühren anſtatt an Ort und Stelle, an den Ein⸗ 

ängen zur Stadt einheben dürfe. Die Gemernde führte hiebei an, 
bah dieſe Einbebungzart dem Wunſche der Marktbeſucher entspreche, 
die früher oft im Kaufgeſchäft durch die Einſammlung der Markt: 
gebühr geſtört wurden, dann daß die Bewohner der Vorſtädte den 
Viktualienverkäufern oft ſchon am Eingauge der Stadt die Waaren 
abkaufen, jo daß die letzteren oft gar nicht auf den Markt kommen. 

Die Statthalterei hat gegen Antrag des Bezirkahauptmannes 
dem Geſuche um Abänderung dez § 25 der Markfordnung von P. 
keine Folge gegeben, „weil die Einhebung der Marktſtandsgelder an 
den Eingängen der Stadt unläugbar den Eharakter einer Verzehrungs⸗ 
ſteuer an ſich trage, und die zur Abwendung von Verationen und 
Beläſtigungen der Parteien in Ausſicht geſtelltet Cautelen und Vor⸗ 
kehrungen nicht ausreichen, um das auf den Marktverkehr nicht reflee⸗ 
tirende Publieum vor ungebührlicher Entrichtung der Marktgebühr zu 
bewahren“. 

Das Miniſterium dez Junern hat unterm 3. Jun 1871, 
3. 4763 dem Recurfe des Bürgermeisters in P. gegen die Statt⸗ 
haltereieutſcheidung aus den in diefer angefochtenen Eutſcheidung ange⸗ 
führten Motiven, und im Hinblicke auf die Beſtimmungen des 9 69 
der Gewerbeordnung keine Folge gegeben. F. H. 


Wenn ſich eine Verletzung des Jagdrechtes als Beſitzſtörung dar⸗ 
ſtellt, fo ist von dem zuſtändigen Gerichte das Verfahren in Bez 
ſitzſtörungsſtreitigkeiten einzuleiten und diesfalls die politiſche 

ehörde incompetent. (§ 5 Jagdgeſetz, $ 21 Erlaß des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom a Zeug 1852, Nr. 5881 N. 


Zu dem mehr als 200 Joch umfaſſenden Gute S. des Ritters 
von F. gehören einige Parcellen, welche mit dem übrigen Gutscom⸗ 
plexe zwar zuſammenhängen, jedoch als langgeſtreckte Skreifen in ein 
Gebtet einſpringen, hinfichtlich deſſen der Gemeinde S. bie Jagd 
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zuſteht. Diele Gemeinde machte dem genaunten Gutsbeſttzer, welcher 
auf den übrigen Gutstheilen die Jagd unbeſtritten ausübte, rückficht⸗ 
lich der erwähnten Parcellen das Jagdracht ftreitig, indem fie be⸗ 
hauptete, die Parcellen ſeien, als innerhalb der Gemeindemarkung ge⸗ 
legen, zu ihrem Jagdgebiete gehörig, und es ſei daher der Pächter 
der Gemekndeſagd. Joßann B. auschließlich befugt, hierauf zu jagen 
Ueber eine von Ritter von F. bei der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft 
Bruck a. d. Leitha unter Berufung auf 9 5 des Tail, Patente vont 
7. März 1849, Nr. 154 R. G. Bl. und den Minkſterialerlaß vom 
31. Juli 1849, Nr 342 R. G. Bl. eingebrachte Beſchwerde und 
die von dieſer Behörde gepflogene Vernehmung der Gemeinde S. 
wurde jedoch von der letzteren anerkannt, daß dem Ritter von F. 
auch oh jenen Parcellen das Jagdrecht zuſtehe, und die Zusicherung 
gegeben, daß von ihr ohne Verzug dem Jagdpächter Johann B. die 
entſprechende Weiſung werde ertheilt werden. 

Johann B. hielt jedoch deſſenungeachtet am 5. December 1870 
auf den in Rede ſtehenden Parcellen eine Jagd ab, worauf Ritter 
von F. gegen Johann B. die Beſttzſtörungsklage anſtrengte, welche 
von dem k. k. Bezirkogerichte Schwechat mit Beſcheid vom A. Jänner 
1871, 8. 30 abgewieſen wurde, weil es ſich in dem vorlkegenden 
Falle um die Störung eines Jagdrechtes handle, derler Uebertrelungen 
aber nach den beſtehenden Vorſchriſten und insbeſondere nach $ 21 
der Miniſtertalverordnung vom 15. December 1852, Nr. 5681 R. 
G. Bl. vor das Forum der politischen Behörde gehören. 

Ueber eine ſohin wegen bed gedachten Factunis bei der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Bruck a. d. Leitha eingebrachte Beſchwerde 
erklärte ſich auch dieſe mit dem Bemerken als jucompetent, daß fie 
mit der Schlichtung des Streites zwiſchen Ritter von F. und der 
Gemernde S. ihre Aufgabe als beendet betrachte, und daß über 
den neuerlichen Beſchwerdepunkt lediglich das Gericht zu ent⸗ 
ſchelden habe. 

Ritter v. F. ergriff gegen beide Enlſcheidungen den Recurb, 
worauf über das von dem k. l. oberſten Gerſchtähofe herabgelangte 
Decket vom 6. Sum 1871, 8. 7111, von dem k. k. öſterr. Ober⸗ 
landesgerichte mit Decret vom 14. Juni 1871, 8, 1923 dem Re⸗ 
eurſe wider den bezirksgerichtlichen Beſcheid ſtattgegeben und die ange: 
ſtrengte Klage zur Efuleitung des Verfahrens nach der kaiſ. Verord⸗ 
nung vom 27. Detober 1849 für geeignet befunden wurde, da der 
bezogene § 21 der Miniſterinlwerordnung vom 15 December 1852, 
N. 473 N. G. Bl. eine pollzeiliche Verfugung enthält, nach welcher 
die in der vorliegenden Beitrage augeführte Rechtsverletzung 
nicht entfchieden werden kaun, und nach dem Fall. Patente vom 
7. März 1849 und der Miniſterkalverordnung vom 15. December 
1852 ber politiſchen Behörde die Aufrechthaltung der beſtehenden 
Vorſchriften und Einrichtungen in Jagdangelegenbeiten nur in fo weit 
zuſteht, als nicht die Gerichte einzuſchreiten haben. Ger.⸗Atg. 


Verordnungen. 


Erlaß des Statthalters von Steſermark vom 1. Auguſt 1871, 2. 9243, betreffend 
Barſichten bei Amtshandlungen wegen Errichtung don Schiffmlſhlen. 


Die Erfahrung zeigt, daß namentlich in Unferfteiermae die Schlffmüblen 
größteutheile an Uferſtellen angebracht finb, welche lun ftarken Abbruche liegen, ohne 
daß für dle Schüßung der angegriffenen Mfer eine Vorkehrung getroffen wüd. 

Es liegt in der Nalin der Sache, daß bei Unheftung ſelcher Mitten ſteth die 
beftigeren Strömungen aufgeſucht werden, um für bie Umfriebämafihine einen meg. 
lichft lebhaften Chang zu erzielen. Durch die Bauart folder Mühlen und durch ihren 
geringen Abſtaud von den Ufern wird ober die Strömung des Waſſerd in vermehrter 
Meife gegen die Ufer gelenkt; und ſind die letzteren nicht hinreichend feſt oder bel 
lockerer Beſchuffenheit uicht genügend verſicherl, fo tft ein Uferbruch unvermeidlich, 
ber in feinem ungehemmten Forſſchreiten die nachtheiligſten Entartungen des Fluß 
(rufes erzeugen Kant. 

Ju Folge der Mühlordunng vom Fabre 1814 und der Slußpolfzelordnung 
vom Fahre 1928 darf kein Woſſerwerk Pewilliget oder errichtet werden, wenn nicht 
die früheren Waſſerberechtigten und Anrainer gegen die bierand entftahenben Nachtheite 
ſchergeſtellt werden. 

Oleſe Regel haf insbesondere auch auf die Schiff wühlen, zumal an den mit 
Schiffen, Platten und Floßen befahrenen Gewöffern Anwendung. 


Diefe finb öffentliches Gut, und die Etnatebehörbe, inähefonbere die IL 
Stottfallerei hat für bie gefahrloſe Brandiharkeit dleſer Waſſerſttaßen und für Er, 
Haltung des regelmäßigen Gerinnes ſolcher Flöſſe zu ſorgen, 

Ich fordere daher ſümmtliche politiſchen Behörden erſter Snflanz auf, ſich bel 
Genteſſtoneer heilung zur Anheftnag von Schiffmüßlen auf derlel öffentlichen Stlffen 
obige geſetlſche Normen ftets gegenwärlſg zn halten und die Erhebung anf die hie. 
durch etwa nolhwendig werdende Uferſchüßung auszudehnen, biefelbe ber Partei auf. 
querlegen und die Alusfüßrung und Erhaltung dieſer Schubwerke zu übensachen und 
nöthigen Balled zu erzwingen. 

Wo gegenwärtig durch berlel Eiffmühlen Uferabbrüche erzeugt werden, ift 
hie Partei zu entſprechenden Uferſchuvorkeh rungen, allenfald zur rathſamen Umbän. 
gung der Mühle nach der Vollzugsvorſchrift dom 20. April 1854, ſelbſt nöthigen 
Falles durch Entziehung der Conseſſton zu verhalten. 

Wermöge del der Statthalteret zuſtehenden Nechted der Leltung bed öffentlichen 
Waſſerbaudlenſtes und der Verwaltung des üffeullichen Gutes verordne ich, daß 
vor Ertheilung einer Gonceffton zur Anheſtung oder Umhängung von Schiffmühlen, 
fo wie zur Ausleitung von Gerinnen und Herfiellung von Waſſerwerken an den als 
Waſſerſtraßen beniczten Flüfſen der Alet zur lechuiſchen Prüfung nnd Geuehmigung 
von Fluß- und Merveränderung anher vorzulegen ift. 


Erlaß der ſteiermürliſcheu Statthalterei vom 19. Juli 1871, Z. 8689, betreffend 
die Meachtung der Vorſchriſten über Inſtruirung der Privilegiumsgeſuche auch 
bei Auslündern. 

Laut Erlaſſes des hohen k. k. Handelsminiſteriums vom 11. Jull l. J., 
g. 18. 962, wurden Privilegiengeſuche von Ausländern in weiterer Belt wiederholt in 
die Auilshandlung übernommen und dem hohen Miniſtetium in Vorlage gebracht, in 
welchen ſich der Kberreichende Bevollmächtigte vorbehält, die ihm diesfalls von dem 
auslönidiſchen Peivlleginmewerber ausgeſtellle rechtskräftige Vollmacht erſt ſpöter 
betzubriugen, während biefe Vollmacht im $ 10 b, des Privkfegiung-Patentes vom 
15. Nuguft 18652 als eine nothwendige Beilage bes Privlegtinmägefndjen bezeichuet 
wird, ohne welche letzteren nach der Beſtimmung des $ 18 des erwähnten Gesetzes, 
fo wie des $ 4 der betreffenden Vollzugövorjchrift gar nicht in die Amtehandlung 
übernommen werden ſollle. 

In Folge dieſes Vorganges fihert ſich der ausländische Pelvifeglumäwerber 
mittelſt des bel Uebernahme des Geſuches auszuhändigendeu, ämlſichen Certificates 
die Priorilät der angezeigten Erfindung, ohne gleichwußl feinerfeitd die Bedingungev, 
on welche das Geſeh dieſes Zugeſtandniß geknüpft wiſſen will, vollſtändig erfüllt 
zu haben. 

Ein folder Vorgang verſtößt aber nicht nur gegen den Wortlaut und gegen 
den Gelſt bed Priwilegfums-Geſaßes, sondern erſcheint überdies, infofern namlich eine 
und dieſelbe Erfindung, wie die Erfahrung berelte gelehrt hat, von verſchiedenen 
Perſonen und an verſchtedenen Orten nahezu gleichzeitig gemocht werden kann, anch 
geeignet, das Intereſſe der einheimlſchen Exfinber zu schädigen. 

Die Bezirkohauptmannſchaften werden daher zufolge des ohbezogenen Erloſſes 
aufgeforbert, darauf zu achten, daß derlet mangelhaft inſtrutrle, fo wie überhaupt Ge 
ſuche um Erthellung eines Drinilegimind, welche nicht firenge nach der Anordnung des 
$ 10 bes Privtfeginms-Patentes fonste des alfeitig kundgemachten Minifterſal.Erlaſſes 
von 8. Juni 1867, 880 f. M., inſtrnict ſind, nach den oben bezogenen gefehlichen 
Bestimmungen nicht in die Amtshandlung übernommen, ſondern den Ueherreſchenden 
unser Angabe des Grundes ſofort zur ückgeſtellt werden. 


Erlaß der 1. J. ſtetermürkiſchen Finanz⸗Landesdirection vom 12. Jult 1871, 3. 
3979, betreſſend Anweiſung an bie Steuerümker, betreffend die buchhalteriſche 
Behandlung der Steuerzuſchläge und die Erfolgung derſelben. 


Aus Anlaß eines vorgekonmenen fveciellen Balled wird den k. k. Steuer 
ämtern unter Hinweiſnug auf die denſekten wiederholt in Erinnerung gebrachten 
beziglichen Vorfehriften neuerlich zur Dornachachlung elngeſchärkt, am Schluſſe eines 
jeden Monats von dem eingehobenen und zm Empfangsregiſter der bitecten Steuern 
verrechneten Geſummibetrage bie für bie einzelnen onde beſtehenden Steuerzuſchlägt 
madı dem Jahlenverhälkniſſe der betteffenden Uumlogspertente anzzuſchelden und fo. 
fort die Sufchläge für Gemeinde- und Bezietserforbernifle an die betreffenden Ver⸗ 
lictungen zu erfolgen. 

Zugleich wird den k. k Glenerämtern anfgetragen, jeder Gemeinde und jeder 
Bezirkeverlretüng und zwar für das Jahr 1871 ſogleich, in der Folge ober jÄhrtich 
noch vollzogener Nepartition der birecien Steuern und der Umlagen auf dieſelben, die 
Sahresfchnfbigfeit der Gemeinde, beziehungsweise des Bezicks an den directen Steuern 
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ohne außerordentlichen Stantözuichlägen, jo wie die Summe der auf bieje Schuldig ⸗ 
keſt aufgeibeitten Zuschläge fie Gemeinde- und bezlezungzweiſe Bezirkserforderniſſe 
in zweäkdienlichfter einfacher Borm ſchrifflich bekannt zu gehen 


Erlaß des I. k. Finauz⸗Mſuiſterinus vom 8. November 1870, Z. 34.416, ber 
treffend die Behandlung der bloß mit Gnndengaben lelheillen Staatsbienets⸗ 
Witwen im Falle der Wiedernerehelichung. 


Aus Anlaß eines fpeciellen Falles wird bedeutet, daß zu Folge her fer 
ſteheuden Directiven jene Staatäbieners-Miltwen, welche keine foftemmäßigen Pens 
ſtonen oder Proviflonen, ſondern bloß Gnadengaben beziehen, in Wieberverehe: 
lichungefsllen normatmäßig zwar keinen Anspruch anf eine Abfertigung haben, 
daß es jedoch geſtoltet ift, in beinziigen Fallen für solche Mittwen bie Derleihung 
einer Abfertigung ober die Releruntion ihres Bezuges für den etwa neuerlichen 
Witlwenſtand, fo wie auch dle Uebertragung eines Thelles dieſes Gnabdenge⸗ 
nuſſes af die noch unverforgt unter dem Normalaller ſiehenden Kinder jenes 
Gatten, wegen beffen Dienfte und Verdlenſle urſprünglich ihre Bethellung erfolgt 
war, a. h. Orts von Amtswegen zu beantragen, 


Perfonaliem 


Se. Majeftät haben den Begirfshrupimann U, Flaſſe, Bohuslan Milter von 
Wibman n zum Statihaltercwathe Il. El. hei der mährischen Ctotthalterei ernannt, 


Se. Majeftäl haben dem k. u. k. Ponorartonſul Glacomd Sagglanki in Ga- 
gliarf, fo wie dem k. und k. Honorar + Biceconfuln Anton Fleres in Meſſino, Alflo 
Senlo Tomaſel(! in Gataneg und GhteftinBonrgoin in Bone dag Ritterkreuz 
des Feanz Joſeph⸗Ordeng und dem Monnrarbragoman dez k. und J. Conſulates in 
Tultſcha Nicolaus Waloſſladee das goldene Verdienſtkreuz En 

Se. Majeftät hahen dem Dfficiafen der k. k. Dienflertal Gebändedlrectlon 
Pe, Rukh ner bei bejfen Penſtontrung das goldene Berbienftkreng mit der Krone 
verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Pofizeloctuar Johaun Bu din zun Polizei 
commiſſär in Zriejt ernannt, 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirfgcummiſſaͤl Ernſt Aug uſto zum 
Bezürksgauptmanne II Claſſe in Mähren ernannt. 

Der Diiuifter und Leiter bed Ackerbaumlaiſterſumg hal den Bergtommi 
bel der Olmitzer Berghauptmaunſchaft Joſeph Flelſchan s zum Oberbergegmmiſſär, 
den beim Ackerbaumfniſterſum in Verwendung ſtehenden, mit Titel und Charakter 
eined Bergcommiſſärs bekleldeten Berggeſchwornen Johann Oholsky zum Bergeom- 
milſüör und den Mechnungeoffleiat im Redhmungabepartemment des Aderbanminſſtekſauz 
Lubwig Faroljinel zum Berggeſchwornen ernannt. 


Erledigungen. 


Nechmungdofficialäftelle I. Cl. beim Rechnongsdeporkement der Wiener Kinanzr 
lanbespicectton mit 1000 fl. ober 900 fl. Gehalt, eventnell eine Nechnumgänfficiafe- 
ftelfe Il. und IN. C., mit 800 fl, 700 fl, 600 fl. und 500 fl. bis 24. Septeuiher. 
(Amtabl. Nr. 212.) 

Erſte Kuuſtweſeng⸗Adinnctenſtelle bei der Hauptwerksverwallung in Pilbram 
mit 800 fl. Gehalt, 80 fl. Duartſergeld gegen Caution, im Kalle der Borrücung 
die zweſte Adinncteuſtelle mit 700 fl. Gehalt und 70 fl. Duartiergeid, bis 20. Sep 
lember. (Amtobt, Nr. 212.) 

Prakticantenftelle beim Hauptpnnzirungaamte in Wien mlt 1 fl. 25 Fr. Tag 
geld, bis 24. September, (Amtaßt Nr. 212.) 

Porſtinſpecloreftelle bei der Einzer Stattholterel mit 1500 fl. Jahresgehalt 
und 800 fl. jährlich Reiſepanſchale, bis 20. September. (Amtabl. Nr. 218.) 

Proviſoriſche Borftprnfticantenftelfe beim k. k. Forſtamte in Gußwerk nächſt 
Mariazell mit 1 fl. ö. W. bie 15, Oclober. (Umtobl Nr. 215.) 

Officioleſtelle beim Rechnungsdepartement der Linzer Finanzblteclion mit 
900 fl. eventuell 800 fl., 700 fl. 600 fl. und 500 fl. Jahresgehalt, daun eventuell 
eine Prakticantenſtelle mit 200 fl. Abjutumı jährlich, bis 26. Geptemler. (Antebl. 
Nr. 216) 
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